
18 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates VII. GP. 

o Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (10 der Beilagen): Ermäßigung der Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
Bundesgesetz über Begünstigungen einer An- oder der Körperschaftsteuer sowie des Besat­
leihe der Verbundgesellschaft (Energie- zungskostenbeitrages vom Einkommen und des 

anleihegesetz 1953). 'Wohnhaus-Wiederaufbaubeitrages vom Einkom-
. . '.. men um insgesamt 10 v. H. (bei Lohnsteuer-

Bereits m der Reg1erungserklarung des Herrn fl'ch' 15 H') d 'ch' d 
B d k 1 I R b 15 A '1 1953 p 1 tlgen v.. es geze1 neten un 
. und es afnzh~rs n.g. a a dvomd ß' d' pr I1 . hinterlegten Anleihebetrages genießen. 
1st arau mgewlesen wor en, a 1e nvest1-
tionstätigkeit, deren Förderung im Interesse der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit eine der vor­
dringlichsten Aufgaben' ist, nicht allein durch 
die budgetären öffentlichen Mittel gesichert wer­
den kann, da deren Rahmen begrenzt ist, daß 
vielmehr insbesondere bei langfristigen Investi­
tionen eine entsprechende Anleihepolitik die 
Verwirklichung großer Projekte ermöglichen 
soll. Als erster Schritt in dieser Richtung soll 
nun die Auflegung einer Energieanleihe erfolgen, 
um den Ausbau unserer Wasserkräfte fortsetzen 
zu können. Durch den vorlieg~nden Gesetzent­
wurf soll die Zeichnung dieser Anleihe dadurch 
gefördert werden, daß der Bund die Haftung 
als Bürge und Zahler übernimmt und daß den 
Anleihezeichnern Steuerbegünstigungen gewährt 
werden. 

Die Anleihe wird von der Osterreichischen 
Elektrizitäts-Aktiengesellschaft (Verbundgesell­
schaft) begeben. Schuldner der Anleihe werden 
außer der Verbundgesellschaft selbst, auch ihre 
Konzerngesellschaften sein, das sind: Tauern­
ktaftwerke A. G., Ennskraftwerke A. G., Drau­
kraftwerke A. G., Osterreichisch-Bayrische Kraft­
werke A. G. und Donaukraftwerk Jochenstein 
A.G. 

Durch den Beitritt des Bundes als Bürge und 
Zahler genießen die Anleihestücke Mündelsicher­
heit. 

Die Steuerermäßigung für die Anleihezeichner 
besteht darin, daß sie gegen Nachweis der Hin­
terlegung der gezeichneten Anleihestücke bei 
einer österreichischen Kreditunternehmung mit 
dreijähriger Sperrverpflichtung eine einmalige 

Weitere steuerrechtliche Begünstigungen - die 
aber nicht nur dem Anleihezeichner, sondern 
auch späteren Erwerbern zugute kommen -
bestehen darin, daß Tre'ffer der Anleihe nicht 
der Gewinstgebühr unterworfen werden, daß 
solche Treffer, wenn die Anleihestücke Bestand­
teile des Betriebsvermögens sind, weder der Ein­
kommen(Körperschaft)steuer ,noch der Gewerbe­
steuer unterliegen und daß ferner die Anleihe­
stücke von den Abgaben vom Vermögen, d. i. 
der Vermögensteuer, dem Besatzungskosten­
beitrag vom Vermögen, der Aufbringungs­
umlage und der Gewerbesteuer nach dem Ge­
werbekapital, befreit sind. Sollten Anleihestücke 
auf Grund der Ausgabebedingungen mit einem 
höheren Betrag als dem Nennwert eingelöst 
werden, so wird der den Nennbetrag überstei­
g,ende Betrag keine steue,rpflichtige Einnahme 
bilden. Die Zeich'nung von Anleihestück,en ist 
auCh von den Kapitalverkehrsteuern ,befreit. 

Die einmalige Steuerermäßigung der Anleihe­
zeichner bei der Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
oder Körper~chaftsteuer und den Zuschlägen 
hiezu wird in der Weise durchgeführt, daß Ver­
anlagungspflichtigen die auf Grund ihrer Steuer­
erklärung bemessene Steuer anläßlich der Ver­
anlagung gekürzt wird und daß Lohnsteuer­
pflichtige die Wahl haben, entweder ihr,e Lohn­
steuer durch den Dienstgeber kürzen zu lassen 
oder die Steuerermäßigung unter Nachweis ihres 
Dienstverhältnisses im Wege der Kreditunter­
nehmung, bei der ihre Anleihestücke gesperrt 
werden, bei der Finanzbehörde selbst in Anspruch 
zu nehmen. 
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Die dreijährige Sperrverpflichtung kann vom 
Anleihezeichner jederzeit vorzeitig widerrufen 
werden. In diesem Fall hat die Kreditunterneh­
mung 10 v. H. (beziehungsweise 15 v. H.) des 
freigegebenen. Anleihenennbetragcs zu Lasten 
des Hinterlegers als Abgeltung der gewährten 
Abgabenermäßigung an die Finanzverwaltung 
abzuführen. 

Ein Anreiz zur Anleihezeichnung soll auch da­
durch geschaffen werden, daß die Zeichnung und 
Hinterlegung der Anleihestücke mit sec h s­
jähriger Sperrverpflichtung als eine bestim­
mungsgemäße Verwendung der Investitionsrück­
lage II nach dem Investitionsbegünstigungsgesetz 
1951, BGBl. Nr. 192, erklärt wird; während sonst 
diese Investitionsrücklage II nur zur Anschaffung 
oder Herstellung von abnutz baren Wirtschafts­
gütern des Anlagevermögens verwendet werden 
kann. In diesem Falle ist die Auflassung der 
Sperrverpflichtung nur mit Zustimmung des zu­
ständigen Finanzamtes möglich und hat natür­
lich den Verlust der Begünstigung und die Naeh­
versteuerung zur Folge. 

überhaupt nicht möglich ist die vorzeitige 
Auflassung der sechsjährigen Sperrverpflichtung 
bei Anleihestücken, die im Rahmen der vor­
gesehenen Steueramnestie des Energieanleihege­
setzes der Sperre unterzogen werden. Diese 
Steueramnestie soll nur Steuerpflichtigen zuteil 
werden, welche die Steuervorschriften nicht vor­
sätzlich verletzt haben. Die Amnestie soll ihnen 
die Möglichkeit geben, Energieanleihe zu :z;eich­
nen, ohne die Herkunft des zur Zeichnung ver­
wendeten Vermögens dem Finanzamt nachweisen 
zu . müssen. Die vorgesehene Steueramnestie be­
steht aus einer Strafamnestie und einer Bemes­
sungsamnestie : die erstere soll die Verhängung 

Dr.Oberhammer, 
Berichterstatter. 

einer Steuerstrafe ausschließen, die letztere die 
Einbeziehungder in Betracht kommenden Um­
sätze, Einkommen, Gewinne und Vermögen in 
die Bemessungsgrundlagen der bezüglichen Ab­
gaben. verhindern. 

Zu erwähnen ist schließlich noch, daß im Falle 
einer Verletzung der Sperrverpflichtung die Kre­
ditunternehmung, die eine Sperre schuldhaft 
widerrechtlich aufgehoben hat, an den Bund eine 
Buße im Ausmaß von 50 v. H. des unter Ver­
letzung der SperrverpfIich~ung freigemachten 
Anleihenennbetrages zu entrichten hat. Diese 
Buße berührt nicht die Tatsache des Verlustes 
der Begünstigungen für die Anleihezeichner. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den Ent­
wurf des Energieanleihegesetzes 1953 in der 
Sitzung am 23. April 1953 gemeinsam mit dem 
Entwurf des Sparbegünstigungsgesetzes in Ver­
handlung gezogen. An der Debatte beteiligten 
sich außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Dr. S t übe r, Dr. Mi g s eh, Dr. Re i set­
bau e r, Dr. G red 1 e r, L ins, T r u p p e und 
der Bundesminister für Finanzen Dr. Kam i t z. 

Auf Grund eines gemeinsamen Antrages der 
Abgeordneten Dr. M i g s eh und Dr. R eis e t­
bau e r hat der Finanz- und Budgetausschuß 
die Regierungsvorlage mit den angeschlossenen 
Abänderungen angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(10 der Beilagen) mit den an g e s c h 1 0 s­
sen e n A b ä n der u n gen die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 23. April 1953. 

Ferdinanda Flossmann, 
Obmann. 

'j 
I . 
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Abänderungen 
zum Gesetzentwurf in 10 der Beilagen. 

G 

1. Im § 2 Abs. 1 wird nach den Worten "ge­
nießen eine einmalige Ermäßigung der Einkom­
mensteuer" der Klammerausdruck ,,(Lohnsteuer)" 
gestrichen. 

2. Im § 2 Abs. 1 wird nach den Worten 
,,10 v. H. des gezeichneten und hinterlegten An­
leihenennbetrages" der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt. Nach dem Strichpunkt sind 
folgende Worte, einzufügen: "die Ermäßigung 
erhöht sich auf 15 v. H. für Personen, deren 
Einkommensteuer (Lohnsteuer) im Abzugswege 
eingehoben wird." 

3. Im § 2 Abs. 3 erhalten die Bestimmungen 
der lit. b die Bezeichnung lit. a, die Bestim­
mungen der lit. a die Bezeichnung lit. b. 

4. Im § 2 Abs. 3 lit. b (neu) werden die Worte 
,,10 v. H." geändert in ,,15 v. H.". 

5. Im § 2 Abs. 4 hat es statt "lit. a" zu heißen 
"lit. b" und statt "lit. b" zu heißen "lit. a". 

6. Im § 4 Abs. 1 werden die Worte "nach­
weislich ohne eigenes Verschulden" durch die 
Worte "nachweislich ohne Vorsatz" ersetzt. 

7. Im § 6 letzter Satz hat es statt "lit. b" zu 
heißen "lit. a". 

8. Im § 7 Abs. 1 wird vor dem letzten Satz 
folgende Bestimmung eingeschaltet: "Der Ab­
gabennachholungsbetrag erhöht sich auf 15 v. H. 
für Per:sonen, deren Einkommensteuer (Lohn­
steuer) im Abzugswege eingehoben ~ird." 

9. Im § 10 ist in der drittletzten Zeile hinter 
dem Worte "dreijährigen" einzusetzen "bezie­
hungsweise sechsjährigen". 

In der überschrift zum § 3 hat es statt "An­
leihebezeichnung" richtig zu lauten: "Anleihe­
zeichnung". 

I 
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